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Artikel 12)

Änderung des Hessischen 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

Das Hessische Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz vom 12. Dezember
2012 (GVBl. S. 581), geändert durch Ge-
setz vom 24. März 2015 (GVBl. S. 118),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„4. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2426)“ durch „7. November
2015 (BGBl. I S. 1922)“ ersetzt.

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Die §§ 13a und 13b gelten auch
für Personen, die im Inland ihre
Berufsqualifikation erworben ha-
ben.“

2. Dem § 3 werden als Abs. 6 und 7 an-
gefügt:

„(6) Der Europäische Berufsaus-
weis ist eine elektronische Bescheini-
gung zum Nachweis, dass die oder
der Berufsangehörige die Vorausset-
zungen für die vorübergehende und
gelegentliche Erbringung von Dienst-
leistungen in einem Aufnahmemit-
gliedstaat erfüllt, oder zum Nachweis
der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen für die Niederlassung in ei-
nem Aufnahmemitgliedstaat.

(7) Zuständige Behörden im Sinne
der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die An-
erkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L
271 S. 18, 2008 Nr. L 93 S. 28, 2009
Nr. L 33 S. 49, 2014 Nr. L 305 S. 115),
zuletzt geändert durch Richtlinie
2013/55/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Novem-
ber 2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132),
sowie der dazu ergangenen Durch-
führungsrechtsakte sind die zuständi-
gen Stellen nach den §§ 8 und 13
Abs. 5 bis 7, soweit im Fachrecht kei-
ne abweichende Regelung getroffen
ist.“

3. § 4 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. die Antragstellerin oder der An-
tragsteller diese Unterschiede
nicht durch sonstige Befähigungs-

nachweise, nachgewiesene ein-
schlägige Berufserfahrung oder
sonstige nachgewiesene einschlä-
gige Qualifikationen ausgeglichen
hat.“

4. In § 5 Abs. 6 Satz 3 werden die Wör-
ter „in der Schweiz“ durch „in einem
durch Abkommen gleichgestellten
Staat“ ersetzt.

5. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 werden nach den Anga-
ben „(ABl. 2010 S. 3)“ und „(ABl.
S. 438)“ jeweils ein Komma und
die Angabe „zuletzt geändert
durch Verordnung vom 1. April
2015 (ABl. S. 113),“ eingefügt.

b) In Nr. 4 wird das Wort „Landes-
schulamt“ durch die Wörter
„Staatliche Schulamt für den
Landkreis Darmstadt-Dieburg und
die Stadt Darmstadt“ ersetzt.

6. § 9 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. die Antragstellerin oder der An-
tragsteller diese Unterschiede
nicht durch sonstige Befähigungs-
nachweise, nachgewiesene ein-
schlägige Berufserfahrung oder
sonstige nachgewiesene einschlä-
gige Qualifikationen ausgeglichen
hat.“

7. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Bescheid beinhaltet eine Mittei-
lung über das Niveau der von der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller
nachgewiesenen Berufsqualifikation
und über das im Aufnahmestaat ver-
langte Niveau im Sinne des Art. 11
der Richtlinie 2005/36/EG.“

8. Dem § 11 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Hat sich die Antragstellerin
oder der Antragsteller für eine Eig-
nungsprüfung nach Abs. 3 entschie-
den, muss diese innerhalb von sechs
Monaten ab Kenntnis der zuständi-
gen Stelle über die Entscheidung ab-
gelegt werden können. Legt auf-
grund entsprechender berufsrechtli-
cher Regelungen im Sinne des Abs. 3
die zuständige Stelle fest, dass eine
Eignungsprüfung zu absolvieren ist,
muss diese innerhalb von sechs Mo-
naten ab dem Zugang dieser Ent-
scheidung abgelegt werden können.“

9. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „auf
Befugnis zur Aufnahme oder Aus-
übung eines in Hessen reglemen-
tierten Berufs“ gestrichen.

b) Dem Abs. 3 werden die folgenden
Sätze angefügt:
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„Unterlagen, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union
oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum
ausgestellt oder anerkannt wur-
den, können abweichend von 
Abs. 2 auch elektronisch übermit-
telt werden. Im Falle begründeter
Zweifel an der Echtheit der Unter-
lagen kann die zuständige Stelle
sich an die zuständige Stelle des
Ausbildungsstaates wenden und
soweit geboten die Antragstellerin
oder den Antragsteller auffordern,
beglaubigte Kopien vorzulegen.
Eine solche Aufforderung hemmt
nicht den Fristlauf nach § 13 
Abs. 3 Satz 1.“

c) In Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter
„in der Schweiz“ durch „in einem
durch Abkommen gleichgestellten
Staat“ ersetzt.

d) Abs. 5 Satz 2 wird aufgehoben.

e) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „ih-
ren“ durch „den“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter
„in der Schweiz“ durch „in
einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat“ er-
setzt.

10. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 werden folgende Sät-
ze angefügt:

„Hängt die Entscheidung über
diese Befugnis nicht nur von der
Gleichwertigkeit nach § 9 ab, so
entscheidet die zuständige Stelle
zunächst gesondert über die
Gleichwertigkeit. Auf Antrag ent-
scheidet die zuständige Stelle nur
über die Gleichwertigkeit.“

b) In Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter
„der Schweiz“ durch „einem
durch Abkommen gleichgestellten
Staat“ ersetzt.

c) Als Abs. 8 wird angefügt:

„(8) Das Verfahren kann über
eine einheitliche Stelle nach Teil V
Abschnitt 1a des Hessischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes abge-
wickelt werden.“

11. Nach § 13 werden als §§ 13a bis 13c
eingefügt:

„§ 13a

Europäischer Berufsausweis

(1) Für Berufe, für die aufgrund
von Durchführungsrechtsakten der
Europäischen Kommission nach 
Art. 4a Abs. 7 der Richtlinie 2005/
36/EG ein Europäischer Berufsaus-
weis eingeführt ist, stellt die zuständi-
ge Stelle auf Antrag einen Europäi-
schen Berufsausweis aus. Für Perso-
nen mit inländischer Berufsqualifika-
tion, die beabsichtigen, sich in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union niederzulassen oder
Dienstleistungen nach Art. 7 Abs. 4
der Richtlinie 2005/36/EG zu erbrin-
gen, führt sie die vorbereitenden
Schritte nach der Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 983/2015 der Kom-
mission vom 24. Juni 2015 betreffend
das Verfahren zur Ausstellung des
Europäischen Berufsausweises und
die Anwendung des Vorwarnmecha-
nismus gemäß der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. EU Nr. L
159 S. 27) für die Ausstellung eines
Europäischen Berufsausweises durch
den Aufnahmemitgliedstaat durch.

(2) Der Europäische Berufsausweis
kann von Personen beantragt wer-
den, die ihren Ausbildungsnachweis
in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum
erworben haben oder deren Ausbil-
dungsnachweise in einem dieser
Staaten anerkannt wurden.

(3) Das Verfahren richtet sich nach
den Art. 4a bis 4e der Richtlinie
2005/36/EG und der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 983/2015 sowie
gegebenenfalls weiteren Durchfüh-
rungsrechtsakten.

(4) Die für das jeweilige Fachrecht
zuständige Ministerin oder der hier-
für zuständige Minister wird ermäch-
tigt, ergänzend zu den Regelungen
nach Abs. 3 durch Rechtsverordnung
weitere Regelungen zur Umsetzung
des Art. 4a Abs. 7 der Richtlinie
2005/36/EG zu treffen.

(5) Die §§ 9 bis 13 bleiben unbe-
rührt.

§ 13b

Vorwarnmechanismus

(1) Hat die zuständige Stelle davon
Kenntnis erlangt, dass einer oder ei-
nem Berufsangehörigen durch voll-
ziehbare gerichtliche Entscheidung
oder durch vollziehbaren Verwal-
tungsakt die Ausübung ihres oder
seines Berufes ganz oder teilweise –
auch vorübergehend – untersagt wor-
den ist oder ihr oder ihm diesbezügli-
che Beschränkungen auferlegt wor-
den sind, hat sie die zuständigen Stel-
len aller anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union, der anderen
Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschafts-
raum, der Schweiz sowie aller ande-
ren Bundesländer hiervon zu unter-
richten (Vorwarnung). Die Pflicht zur
Vorwarnung besteht in Bezug auf die
in Art. 56a Abs. 1 der Richtlinie
2005/36/EG genannten Berufe. Die
zuständige Stelle übermittelt die in
Art. 56a Abs. 2 der Richtlinie
2005/36/EG genannten Daten über
das Binnenmarkt-Informationssystem
IMI.
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(2) Die zuständigen Stellen der
Mitgliedstaaten der Europäischen
Union, der anderen Vertragsstaaten
des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum, der Schweiz
und aller anderen Bundesländer sind
unverzüglich zu unterrichten, wenn
die Geltungsdauer einer Untersagung
oder Beschränkung nach Abs. 1 ab-
gelaufen ist. Im Rahmen der Unter-
richtung hat die zuständige Stelle das
Datum des Ablaufs der Maßnahme
und spätere Änderungen dieses Da-
tums mitzuteilen.

(3) Gleichzeitig mit der Übermitt-
lung einer Vorwarnung unterrichtet
die zuständige Stelle die hiervon be-
troffene Person,

1. welchen Rechtsbehelf sie gegen
die Vorwarnung einlegen kann,

2. dass sie die Berichtigung der Vor-
warnung verlangen kann und

3. dass ihr im Falle einer unrichtigen
Übermittlung ein Schadenersatz-
anspruch zusteht.

Die zuständige Stelle unterrichtet die
zuständigen Stellen der Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union, der an-
deren Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, der Schweiz und aller
anderen Bundesländer, wenn eine
betroffene Person einen Rechtsbehelf
gegen die Vorwarnung eingelegt hat.
Sobald die Vorwarnung oder Teile
davon unrichtig werden, sind sie un-
verzüglich zu löschen.

(4) Hat eine Person die Anerken-
nung ihrer Berufsqualifikation bean-
tragt und wird von einem Gericht
rechtskräftig oder vollziehbar festge-
stellt, dass sie dabei gefälschte Be-
rufsqualifikationsnachweise im Sinne
der §§ 267 bis 271 des Strafgesetz-
buchs verwendet hat, informiert die
zuständige Stelle die zuständigen
Stellen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, der anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum,
der Schweiz und aller anderen Bun-
desländer über das Binnenmarkt-In-
formationssystem IMI über die Identi-
tät dieser Person und den der Ge-
richtsentscheidung zugrunde liegen-
den Sachverhalt. Abs. 3 gilt entspre-
chend.

(5) Die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten nach Abs. 1 bis 4 er-
folgt im Einklang mit der Richtlinie
95/46/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Oktober
1995 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Da-
tenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31),
geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 29. Sep-
tember 2003 (ABl. EU Nr. L 284 S. 1),
und der Richtlinie 2002/58/EG des
Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 12. Juli 2002 über die Verar-
beitung personenbezogener Daten
und den Schutz der Privatsphäre in
der elektronischen Kommunikation
(Datenschutzrichtlinie für elektroni-
sche Kommunikation) (ABl. EU Nr. L
201 S. 37), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2009/136/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom
25. November 2009 (ABl. EU Nr. L
337 S. 11, 2013 Nr. L 241 S. 9).

(6) Das Verfahren richtet sich nach
Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG
und der Durchführungsverordnung
(EU) Nr. 983/2015 sowie gegebenen-
falls weiteren Durchführungsrechts-
akten.

(7) Zuständige Stelle im Sinne der
Abs. 1 bis 6 ist

1. für die Entgegennahme einer Vor-
warnung über das Binnenmarkt-
Informationssystem IMI die für die
Anerkennung der entsprechenden
ausländischen Berufsqualifikatio-
nen zuständige Behörde,

2. für eine Vorwarnung über das Bin-
nenmarkt-Informationssystem IMI
die Behörde oder, sofern das Bun-
desrecht dies bestimmt, das Ge-
richt, die oder das nach Art. 56a
Abs. 1 und 2 der Richtlinie
2005/36/EG die Ausübung des Be-
rufs untersagt hat oder nach 
Art. 56a Abs. 3 der Richtlinie 2005/
36/EG die Verwendung gefälsch-
ter Berufsqualifikationsnachweise
festgestellt hat, im Übrigen die für
die Anerkennung der entspre-
chenden ausländischen Berufs-
qualifikationen zuständige Behör-
de.

(8) Die für das jeweilige Fachrecht
zuständige Ministerin oder der hier-
für zuständige Minister wird ermäch-
tigt, ergänzend zu den in Abs. 6 be-
zeichneten Regelungen durch Rechts-
verordnung weitere Regelungen zur
Umsetzung des Art. 56a der Richtlinie
2005/36/EG zu treffen.

§ 13c

Partieller Zugang

(1) Bei Vorliegen der Vorausset-
zungen nach Art. 4f der Richtlinie
2005/36/EG gewährt die zuständige
Stelle auf Antrag im Einzelfall einen
partiellen Zugang zu einer reglemen-
tierten Berufstätigkeit, soweit sich die
Berufstätigkeit objektiv von anderen
im Aufnahmemitgliedstaat unter die-
sen reglementierten Beruf fallenden
Tätigkeiten trennen lässt.

(2) Der partielle Zugang kann un-
ter den Voraussetzungen des Art. 4f
Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG ver-
weigert werden, wenn diese Verwei-
gerung durch zwingende Gründe des
Gemeinwohls gerechtfertigt ist.

(3) Sobald partieller Zugang ge-
währt worden ist, ist für die Berufstä-
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tigkeit die Berufsbezeichnung des
Herkunftsstaates in der deutschen
Übersetzung zu führen.

(4) Die für das jeweilige Fachrecht
zuständige Ministerin oder der hier-
für zuständige Minister wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung weitere
Regelungen zur Umsetzung des 
Art. 4f der Richtlinie 2005/36/EG zu
treffen.“

12. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Nr. 4 wird die Angabe
„des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 7. September
2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU 
Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 
S. 18, 2008 Nr. L 93 S. 28, 2009 
Nr. L 33 S. 49), zuletzt geändert
durch Verordnung (EU) 623/2012
der Kommission vom 11. Juli 2012
(ABl. EU Nr. L 180 S. 9)“ gestri-
chen.

b) Dem Abs. 5 werden folgende Sät-
ze angefügt:

„Das Hessische Statistische Lan-
desamt kann Daten an das Statisti-
sche Bundesamt zur Erstellung ei-
ner koordinierten Länderstatistik
und an die statistischen Ämter al-
ler anderen Bundesländer zur Er-
stellung länderübergreifender Re-
gionalstatistiken übermitteln. Das
umfasst die Merkmale nach 
Abs. 2, die seit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes erhoben wurden.“

c) Als Abs. 7 wird angefügt:

„(7) An die obersten Landesbe-
hörden dürfen zur Verwendung
gegenüber dem Hessischen Land-
tag, dem Deutschen Bundestag
und dem Bundesrat für Zwecke
der kontinuierlichen Beobachtung
und Evaluation der Verfahren zur
Feststellung der Gleichwertigkeit
nach diesem Gesetz und den an-
deren berufsrechtlichen Rechts-
vorschriften des Landes Hessen
sowie für Planungszwecke, jedoch
nicht für die Regelung von Einzel-
fällen, vom Hessischen Statisti-
schen Landesamt Tabellen mit sta-
tistischen Ergebnissen übermittelt
werden, auch soweit Tabellenfel-
der nur einen einzigen Fall aus-
weisen. Das umfasst diejenigen
Angaben, die seit dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes erhoben wur-
den.“

13. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Auf der Grundlage der Statis-
tik nach § 17 überprüft die Landesre-
gierung Anwendung und Auswirkun-
gen dieses Gesetzes. Um einen Ver-
gleich der Bundesländer zu ermögli-
chen, ist die Überprüfung so durchzu-
führen, dass Ergebnisse spätestens
zum Ende des Jahres 2019 vorliegen.
Die Überprüfung soll die Umsetzung
und Wirksamkeit der Verfahren zur
Anerkennung ausländischer Berufs-

qualifikationen sowohl bezogen auf
landes- als auch auf bundesrechtlich
geregelte Berufe im Ländervergleich
umfassen. Sie soll auch die Entwick-
lung des Anerkennungsprozesses be-
rücksichtigen.“

Artikel 23)

Änderung des Hessischen 
Beamtengesetzes

Das Hessische Beamtengesetz vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 508), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember
2015 (GVBl. S. 594), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe
„(ABl. EU Nr. L 255 S. 22), zuletzt
geändert durch Verordnung der
Kommission vom 11. Juli 2012
(ABl. EU Nr. L 180 S. 9)“ durch
„(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 
Nr. L 271 S. 18, 2008 Nr. L 93 
S. 28, 2009 Nr. L 33 S. 49, 2014 
Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert
durch Richtlinie 2013/55/EU des
Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. November 2013
(ABl. EU Nr. L 354 S. 132)“ ersetzt.

b) Die Abs. 2 und 3 werden durch
folgenden Abs. 2 ersetzt:

„(2) Das Hessische Berufsquali-
fikationsfeststellungsgesetz vom
12. Dezember 2012 (GVBl. S. 581),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), fin-
det mit Ausnahme der §§ 13b und
17 keine Anwendung.“

2. Dem § 90 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„§ 13b des Hessischen Berufsqualifi-
kationsfeststellungsgesetzes bleibt
unberührt.“

Artikel 34)

Änderung des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes

Das Hessische Lehrerbildungsgesetz in
der Fassung vom 28. September 2011
(GVBl. I S. 590), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. März 2015 (GVBl. S. 118),
wird wie folgt geändert:

1. In § 59 Abs. 3 wird die Angabe „mit
Ausnahme des § 17“ durch ein Kom-
ma und die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Februar 2016
(GVBl. S. 30), mit Ausnahme des § 10
Abs. 1, § 11 Abs. 3 und 4, § 12 Abs. 3,
§ 13 Abs. 8 und der §§ 13b, 13c und
17“ ersetzt.
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2. § 61 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe
„(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 
Nr. L 271 S. 18, 2008 Nr. L 93 
S. 28, 2009 Nr. L 33 S. 49), zuletzt
geändert durch Verordnung (EU)
Nr. 213/2011 der Kommission vom
3. März 2011 (ABl. EU Nr. L 59 
S. 4)“ durch „(ABl. EU Nr. L 255 
S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18, 2008
Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L 33 S. 49,
2014 Nr. L 305 S. 115), zuletzt ge-
ändert durch Richtlinie 2013/55/
EU des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. November
2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132)“
ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Vor einer Entscheidung, ob die
Ablegung einer Eignungsprüfung
oder die Teilnahme an einem An-
passungslehrgang erforderlich ist,
ist zu überprüfen, ob die Bewerbe-
rin oder der Bewerber nicht durch
sonstige Befähigungsnachweise,
nachgewiesene einschlägige Be-
rufserfahrung oder sonstige nach-
gewiesene einschlägige Qualifika-
tionen die festgestellten wesentli-
chen Unterschiede ganz oder teil-
weise ausgleicht.“

c) In Abs. 4 werden nach dem Wort
„Anwärterbezüge“ die Wörter „ei-
ner Beamtin oder“ eingefügt.

Artikel 45)

Änderung des Heilberufsgesetzes

Das Heilberufsgesetz in der Fassung
vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66, 242),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Mai 2012 (GVBl. S. 126), wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„der Art. 6 Satz 1 und 7“ durch „des
Art. 6 Satz 1 und des Art. 7“ und die
Angabe „(ABl. EU Nr. L 255 S. 22,
2007 Nr. L 271 S. 18, 2008 Nr. L 93 
S. 28, 2009 Nr. L 33 S. 49), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung (EU) Nr. L
213/2011 der Kommission vom 
3. März 2011 (ABl. EU Nr. L 59 S. 4)“
durch „(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007
Nr. L 271 S. 18, 2008 Nr. L 93 S. 28,
2009 Nr. L 33 S. 49, 2014 Nr. L 305 
S. 115), zuletzt geändert durch Richt-
linie 2013/55/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 
20. November 2013 (ABl. EU Nr. L
354 S. 132)“ ersetzt.

2. § 5 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Nr. 7 wird der Punkt am Ende
durch ein Komma ersetzt.

b) Als Nr. 8 wird angefügt:

„8. die Ausstellung und Ände-
rung von Europäischen Be-
rufsausweisen nach § 13a
Abs. 1 bis 3 des Hessischen
Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes vom 12. De-
zember 2012 (GVBl. S. 581),
zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. Februar 2016 (GVBl. 
S. 30), sofern diese aufgrund
eines Durchführungsrechtsak-
tes der Kommission nach 
Art. 4a Abs. 7 der Richtlinie
2005/36/EG für eine oder
mehrere Weiterbildungsbe-
zeichnungen eingeführt wur-
de.“

3. Nach § 5a wird als § 5b eingefügt:

„§ 5b

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für
den Entzug und die Beschränkung
der Anerkennung von Weiterbildun-
gen auf der Grundlage von Weiterbil-
dungsordnungen nach § 35 sind die
Kammern zuständige Behörden für
Vorwarnungen nach § 13b Abs. 1 bis
6 des Hessischen Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes.“

4. Dem § 28 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Im Einzelfall erteilt die Kam-
mer nach Art. 4f der Richtlinie
2005/36/EG eine partielle Anerken-
nung nach Abs. 1, wenn die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller ohne
Einschränkungen im Herkunftsmit-
gliedstaat zur Ausübung der Tätig-
keit, für die die partielle Anerken-
nung begehrt wird, berechtigt ist, er-
forderliche Ausgleichsmaßnahmen ei-
ner vollständigen Weiterbildung
gleichkämen und sich die berufliche
Tätigkeit objektiv von der beruflichen
Tätigkeit, für die eine vollständige
Anerkennung nach § 32 Abs. 8 erteilt
würde, trennen lässt. Die Berufsbe-
zeichnung ist in deutscher Sprache zu
führen. Wird eine partielle Anerken-
nung gewährt, muss die Tätigkeit, zu
der der im Herkunftsmitgliedstaat er-
worbene fachliche Weiterbildungs-
nachweis berechtigt, unter der Be-
zeichnung des Herkunftsmitglied-
staates ausgeübt werden. Berufsan-
gehörige mit partieller Anerkennung
müssen den Empfängern ihrer
Dienstleistungen eindeutig den Um-
fang ihrer beruflichen Tätigkeiten,
die vom Weiterbildungsnachweis ab-
gedeckt sind, angeben. Die partielle
Anerkennung nach Satz 1 kann ver-
weigert werden, wenn zwingende
Gründe des Allgemeininteresses, ins-
besondere die Gewährleistung der öf-
fentlichen Gesundheit und Sicherheit,
entgegenstehen. Die partielle Aner-
kennung wird nicht erteilt für Weiter-
bildungsbezeichnungen, die in An-
hang V Nr. 5.1.2, 5.1.3, 5.1.4 und 5.3.3
der Richtlinie 2005/36/EG aufgeführt
sind.“

5. Dem § 32 wird als Abs. 9 angefügt:
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„(9) Beschließt die Kammer im
Falle des Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie
2005/36/EG die Auferlegung eines
Anpassungslehrgangs oder einer Eig-
nungsprüfung, ist dieser Beschluss
hinreichend zu begründen. Insbeson-
dere sind der Antragstellerin oder
dem Antragsteller das Niveau der
verlangten Weiterbildung und das Ni-
veau des von ihr oder ihm vorgeleg-
ten Weiterbildungsnachweises nach
der Klassifizierung in Art. 11 der
Richtlinie 2005/36/EG und die we-
sentlichen Unterschiede nach Art. 14
der Richtlinie 2005/36/EG mitzuteilen
sowie die Gründe, aus denen diese
Unterschiede nicht durch Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen, die
durch lebenslanges Lernen erworben
und hierfür formell als gültig aner-
kannt wurden, ausgeglichen werden
können. Die Kammern stellen sicher,
dass die Antragstellerin oder der An-
tragsteller die Möglichkeit hat, die
Eignungsprüfung spätestens sechs
Monate nach der ursprünglichen Ent-
scheidung über die Auferlegung ei-
ner Eignungsprüfung abzulegen.“

6. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 1 wird eingefügt:

„(1) Die Weiterbildung setzt vo-
raus, dass eine ärztliche Grund-
ausbildung, mit der angemessene
medizinische Grundkenntnisse er-
worben wurden, nach den Vorga-
ben der Richtlinie 2005/36/EG ab-
geschlossen und nach den bun-
desrechtlichen Vorschriften aner-
kannt wurde.“

b) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2.

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3
und die Angabe „Abs. 1“ wird
durch „Abs. 2“ ersetzt.

d) Die bisherigen Abs. 3 und 4 wer-
den die Abs. 4 und 5.“

7. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 1 wird eingefügt:

„(1) Die Weiterbildung setzt vo-
raus, dass eine zahnärztliche
Grundausbildung nach den Vorga-
ben der Richtlinie 2005/36/EG ab-
geschlossen und nach den bun-
desrechtlichen Vorschriften aner-
kannt wurde.“

b) Die bisherigen Abs. 1 und 2 wer-
den die Abs. 2 und 3.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4
und die Angabe „Abs. 2“ wird
durch „Abs. 3“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

Artikel 56)

Änderung des Hessischen
Altenpflegegesetzes

Das Hessische Altenpflegegesetz vom 
5. Juli 2007 (GVBl. I S. 381), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 12. Dezember

2012 (GVBl. S. 581), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 wird nach dem Wort
„Ausbildungsdauer“ die Angabe
„nach der Rahmenvereinbarung
der Bundesländer zur Ausbildung
in den Assistenzberufen in der
Pflege von mindestens 700 Stun-
den theoretischen und fachprakti-
schen Unterrichts sowie mindes-
tens 900 Stunden praktischer Aus-
bildung“ eingefügt.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aaa) In Nr. 1 wird die Angabe
„20. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2854)“ durch
„16. Juli 2015 (BGBl. I 
S. 1211)“ ersetzt.

bbb) Der Nr. 2 werden die
Wörter „oder eines durch
Abkommen gleichgestell-
ten Staats“ angefügt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe 
„2. Juli 2012 (GVBl. S. 242)“
durch „10. Dezember 2014
(GVBl. S. 352)“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter
„Kenntnisse, die sie im Rah-
men ihrer Berufspraxis, unab-
hängig davon, in welchem
Staat diese erworben wur-
den“ durch „sonstige Befähi-
gungsnachweise, nachgewie-
sene einschlägige Berufser-
fahrung oder sonstige nach-
gewiesene einschlägige Qua-
lifikationen“ ersetzt.

dd) Folgender Satz wird angefügt:

„Legt die zuständige Behörde
fest, dass eine Eignungsprü-
fung zu absolvieren ist, muss
diese innerhalb von sechs
Monaten ab dem Zugang die-
ser Entscheidung abgelegt
werden können.“

c) Dem Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Hat sie sich für eine Eignungs-
prüfung entschieden, muss diese
innerhalb von sechs Monaten ab
Kenntnis der zuständigen Stelle
über die Entscheidung abgelegt
werden können.“

d) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort „Wirtschaftsraums“ die
Wörter „oder einem durch
Abkommen gleichgestellten
Staat“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe
„(ABl. EU Nr. L 255 S. 22,
2007 Nr. L 271 S. 18, 2008 
Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L 33 
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S. 49), zuletzt geändert durch
Verordnung (EU) Nr. 213/2011
der Kommission vom 3. März
2011 (ABl. EU Nr. L 59 S. 4)“
durch „(ABl. EU Nr. L 255 
S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18,
2008 Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L
33 S. 49, 2014 Nr. L 305 
S. 115), zuletzt geändert
durch Richtlinie 2013/55/EU
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. No-
vember 2013 (ABl. EU Nr. L
354 S. 132)“ ersetzt.

cc) In Satz 4 werden nach dem
Wort „Wirtschaftsraums“ die
Wörter „oder einem durch
Abkommen gleichgestellten
Staat“ eingefügt.

dd) Folgender Satz wird angefügt:

„Hat sie sich für eine Eig-
nungsprüfung entschieden,
muss diese innerhalb von
sechs Monaten ab Kenntnis
der zuständigen Stelle über
die Entscheidung abgelegt
werden können.“

e) Dem Abs. 9 wird folgender Satz
angefügt:

„Werden von der zuständigen
Stelle des Herkunftsstaats die in
Satz 1 genannten Bescheinigun-
gen innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums nicht ausgestellt
oder die nach Satz 2 oder 3 nach-
gefragten Mitteilungen innerhalb
von zwei Monaten nicht gemacht,
kann die antragstellende Person
sie durch Vorlage einer Bescheini-
gung über die Abgabe einer ei-
desstattlichen Erklärung gegen-
über der zuständigen Behörde des
Herkunftsstaats ersetzen.“

f) Abs. 11 wird aufgehoben.

g) Der bisherige Abs. 12 wird Abs. 11.

h) Der bisherige Abs. 17 wird Abs. 12
und wie folgt gefasst:

„(12) Das Hessische Berufsqua-
lifikationsfeststellungsgesetz vom
12. Dezember 2012 (GVBl. S. 581),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), fin-
det mit Ausnahme des § 10 
Abs. 3, der §§ 12 und 13 Abs. 7
Satz 2 und der §§ 13a bis 13c und
17 keine Anwendung.“

2. In § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 wird die An-
gabe „vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1014, 1015), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juli 2012 (BGBl. I 
S. 1601)“ gestrichen.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe
„20. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2854)“ durch „23. Oktober 2012
(BGBl. I S. 2246)“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Angabe „5. Feb-
ruar 2009 (BGBl. I S. 160)“ durch
„3. Juli 2013 (BGBl. I S. 1978)“
und die Angabe „29. Juli 2009
(BGBl. I S. 2424)“ durch „20. April
2013 (BGBl. I S. 868)“ ersetzt.

4. In § 7 Nr. 5 wird die Angabe „12“
durch „11“ ersetzt.

5. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe
„vom 24. März 1997 (BGBl. I 
S. 594, 595), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. Juli 2012
(BGBl. I S. 1613),“ gestrichen.

b) In Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe
„20. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2854)“ durch „15. April 2015
(BGBl. I S. 583)“ ersetzt.

6. In § 18 wird die Angabe „Gesetz vom
20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)“
durch „Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

Artikel 67)

Änderung der Hessischen
Laufbahnverordnung

Die Hessische Laufbahnverordnung
vom 17. Februar 2014 (GVBl. S. 57), geän-
dert durch Gesetz vom 24. März 2015
(GVBl. S. 118), wird wie folgt geändert:

1. In § 27 Abs. 1 Satz 1 werden nach der
Angabe „2009 Nr. L 33 S. 49“ ein
Komma und die Angabe „2014 Nr. L
305 S. 115“ eingefügt.

2. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „Quali-
fikationsnachweise“ durch die
Wörter „Befähigungs- und
Ausbildungsnachweise“ er-
setzt.

bb) Nr. 3 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3
und das Wort „Qualifikation“
durch die Wörter „Befähigung
und Ausbildung“ ersetzt.

b) Die Abs. 2 bis 4 werden wie folgt
gefasst:

„(2) Abs. 1 gilt entsprechend
für eine in dem anderen Mitglied-
staat nicht reglementierte Berufs-
ausübung, wenn die antragstellen-
de Person nachweist, dass sie den
Beruf innerhalb der letzten zehn
Jahre ein Jahr vollzeitlich oder
während einer entsprechenden
Gesamtdauer in Teilzeit ausgeübt
hat, und die Befähigungs- und
Ausbildungsnachweise bescheini-
gen, dass die antragstellende Per-
son auf die Ausübung des betref-
fenden Berufs vorbereitet wurde.
Der Nachweis der Berufserfah-
rung ist nicht erforderlich, wenn
die vorgelegten Befähigungs- und
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Ausbildungsnachweise den Ab-
schluss einer reglementierten Aus-
bildung bestätigen.

(3) Einem Befähigungs- und
Ausbildungsnachweis nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 sind gleichgestellt

1. ein Ausbildungsnachweis im
Sinne des Art. 12 der Richtli-
nie 2005/36/EG und

2. jeder in einem Drittland aus-
gestellte Befähigungs- und
Ausbildungsnachweis, sofern
seine Inhaberin oder sein In-
haber in dem betreffenden
Beruf drei Jahre Berufserfah-
rung im Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats besitzt, der die-
sen Befähigungs- und Ausbil-
dungsnachweis nach Art. 2
Abs. 2 der Richtlinie 2005/
36/EG anerkannt hat, und
dieser Mitgliedstaat die Be-
rufserfahrung bescheinigt.

(4) Abweichend von Abs. 1 und
2 wird eine Qualifikation nach
Abs. 1 auf Antrag als Befähigung
für eine Laufbahn mit partiellem
Zugang für eine bestimmte Tätig-
keit anerkannt, wenn

1. die antragstellende Person im
Herkunftsmitgliedstaat ohne
Einschränkung qualifiziert ist,
die Berufstätigkeit auszu-
üben, für die ein partieller Zu-
gang beantragt wird,

2. die Unterschiede zwischen
der Berufstätigkeit im Her-
kunftsmitgliedstaat und der
Tätigkeit in der Laufbahn so
groß sind, dass die Anwen-
dung von Ausgleichsmaßnah-
men dem Durchlaufen einer
Ausbildung für die Laufbahn
gleichkäme, und

3. sich die Berufstätigkeit, für
die ein partieller Zugang be-
antragt wird, objektiv von an-
deren Tätigkeiten der Lauf-
bahn trennen lässt.

Der partielle Zugang kann verwei-
gert werden, wenn zwingende
Gründe des Allgemeininteresses
dies rechtfertigen.“

3. § 29 wird wie folgt gefasst:

„§ 29

Ausgleich von 
Qualifikationsdefiziten

(1) Ein Qualifikationsdefizit liegt
vor, wenn

1. die bisherige Ausbildung der an-
tragstellenden Person sich hin-
sichtlich der beruflichen Tätigkeit
auf Fächer bezieht, die sich we-
sentlich von denen unterscheiden,
die im Land Hessen vorgeschrie-
ben sind, oder

2. die Laufbahnbefähigung die
Wahrnehmung eines umfangrei-
cheren Aufgabenfeldes ermöglicht

als der reglementierte Beruf im
Herkunftsmitgliedstaat und wenn
dieser Unterschied in einer beson-
deren, für den Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung vorgeschriebe-
nen Ausbildung besteht und sie
sich auf Fächer bezieht, in denen
Kenntnisse vermittelt werden, die
wesentlich für die Ausübung des
Berufs sind, und die sich wesent-
lich von denen unterscheiden, die
von den vorgelegten Befähigungs-
und Ausbildungsnachweisen ab-
gedeckt werden.

Fächer unterscheiden sich wesent-
lich, wenn hinsichtlich des Inhalts der
Ausbildung bedeutende Abweichun-
gen gegenüber der für die Laufbahn-
befähigung geforderten fachtheoreti-
schen Ausbildung bestehen. Dabei
wird insbesondere geprüft, ob we-
sentliche Unterschiede zwischen der
erworbenen Qualifikation und den
nach Bundesrecht für den Erwerb der
Laufbahnbefähigung zu erfüllenden
Voraussetzungen durch Berufserfah-
rung, Zusatzqualifikationen oder
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die durch informelles Lernen
erworben und von einer einschlägi-
gen Stelle anerkannt wurden, ausge-
glichen worden sind. Bleiben wesent-
liche Unterschiede bestehen, ist die
Anerkennung der Qualifikation als
Befähigung für eine Laufbahn von ei-
ner Eignungsprüfung nach § 30 oder
einem Anpassungslehrgang nach 
§ 31 abhängig zu machen.

(2) Bei einer Anerkennung für eine
Laufbahn

1. des mittleren Dienstes kann die
antragstellende Person zwischen
einer Eignungsprüfung und einem
Anpassungslehrgang wählen,

2. des gehobenen und des höheren
Dienstes kann die antragstellende
Person zwischen einer Eignungs-
prüfung und einem Anpassungs-
lehrgang wählen, wenn der Be-
fähigungsnachweis mindestens
Art. 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG entspricht.

In den übrigen Fällen legt die für die
Anerkennung zuständige Behörde
die Ausgleichsmaßnahme fest. Dabei
kann sie

1. bei einer Anerkennung für eine
Laufbahn des gehobenen oder des
höheren Dienstes als Ausgleichs-
maßnahme einen Anpassungslehr-
gang und eine Eignungsprüfung
festlegen, wenn der Befähigungs-
nachweis höchstens Art. 11
Buchst. a der Richtlinie 2005/
36/EG entspricht,

2. in den übrigen Fällen als Aus-
gleichsmaßnahme eine Eignungs-
prüfung oder einen Anpassungs-
lehrgang festlegen.

(3) Abweichend von Abs. 1 Satz 4
kann die für die Anerkennung zu-
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ständige Behörde die Anerkennung
einer Befähigung für die Laufbahn
des höheren Dienstes aufgrund eines
Befähigungsnachweises, der nicht
mindestens Art. 11 Buchst. b der
Richtlinie 2005/36/EG entspricht, ab-
lehnen.“

4. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem
Wort „Kenntnisse“ ein Komma
und die Wörter „Fähigkeiten und
Kompetenzen“ eingefügt.

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Der antragstellenden Person ist
die Möglichkeit zu geben, die Eig-
nungsprüfung spätestens sechs
Monate nach Ausübung ihres
Wahlrechts oder der Festsetzung
durch die zuständige Behörde ab-
zulegen.“

5. Dem § 31 Abs. 4 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Anpassungslehrgang kann in
den in § 17 Abs. 1 genannten Fällen
verlängert werden.“

6. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Die Abs. 2 und 3 werden durch die
folgenden Abs. 2 bis 4 ersetzt:

„(2) Im Antrag ist anzugeben,
welche Tätigkeit im öffentlichen
Dienst angestrebt wird. Beizufü-
gen sind

1. eine tabellarische Darstellung
des beruflichen Werdegangs,

2. ein Nachweis der Staatsange-
hörigkeit eines Mitgliedstaats,

3. Befähigungs- und Ausbil-
dungsnachweise,

4. Bescheinigungen oder Urkun-
den des Heimat- oder Her-
kunftsstaats darüber, dass
keine Straftaten, schwerwie-
genden beruflichen Verfeh-
lungen oder sonstigen, die
Eignung infrage stellenden
Umstände bekannt sind; die
Bescheinigungen oder Urkun-
den dürfen bei ihrer Vorlage
nicht älter als drei Monate
sein,

5. eine Bescheinigung des Hei-
mat- oder Herkunftsstaats,
aus der hervorgeht, zu wel-
cher Berufsausübung die Be-
fähigungs- und Ausbildungs-
nachweise berechtigen,

6. Bescheinigungen über Art
und Dauer der nach Erwerb
der Befähigungs- und Ausbil-
dungsnachweise in einem
Mitgliedstaat ausgeübten Tä-
tigkeiten in der Fachrichtung
der Befähigungs- und Ausbil-
dungsnachweise,

7. Nachweise über Inhalte und
Dauer der Studien und Aus-
bildungen, in Form von Studi-

enordnungen, Prüfungsord-
nungen, Studienbuch oder in
anderer geeigneter Weise;
aus den Nachweisen müssen
die Anforderungen, die zur
Erlangung des Abschlusses
geführt haben, hervorgehen,

8. eine Erklärung, ob die Aner-
kennung bei einer anderen
Behörde in der Bundesrepu-
blik Deutschland beantragt
wurde und wie darüber ent-
schieden worden ist, sowie

9. gegebenenfalls von einer ein-
schlägigen Stelle ausgestellte
Bescheinigungen über Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Kom-
petenzen, die durch lebens-
langes Lernen erworben wur-
den.

(3) Für nicht in deutscher Spra-
che abgefasste Urkunden sind be-
glaubigte Übersetzungen beizufü-
gen, die elektronisch übermittelt
werden können. Im Fall begrün-
deter Zweifel an der Echtheit der
vorgelegten Unterlagen oder der
Richtigkeit von Angaben dürfen
von der antragstellenden Person
beglaubigte Kopien verlangt wer-
den; die Frist nach § 33 Abs. 1
wird hierdurch nicht gehemmt.

(4) Bestehen begründete Zwei-
fel, kann die zuständige Behörde
von den zuständigen Behörden
des Mitgliedstaats eine Bestäti-
gung der Tatsachen verlangen,
dass die Ausübung dieses Berufes
durch die antragstellende Person
nicht aufgrund eines disziplinari-
schen Verhaltens oder einer Ver-
urteilung wegen strafbarer Hand-
lungen ausgesetzt oder untersagt
wurde. Der Informationsaustausch
erfolgt über das Binnenmarkt-In-
formationssystem IMI.“

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

7. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Entscheidung enthält

1. die Zuordnung der Berufs-
qualifikation der antragstel-
lenden Person zu einer kon-
kreten Laufbahn,

2. die Feststellung über beste-
hende Defizite gegenüber der
zugeordneten Laufbahnbefä-
higung,

3. bei Auferlegung eines Anpas-
sungslehrgangs oder einer
Eignungsprüfung Ausführun-
gen zum Niveau der verlang-
ten und zum Niveau der vor-
gelegten Berufsqualifikation
nach der Klassifizierung in
Art. 11 der Richtlinie 2005/
36/EG und zum wesentlichen
Defizit nach § 29 Abs. 1 sowie
die Gründe, aus denen diese
Unterschiede nicht ausgegli-
chen werden können,
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4. konkrete Angaben zu den
möglichen Ausgleichsmaß-
nahmen nach den §§ 29 bis
31, insbesondere zu den Prü-
fungsgebieten im Falle einer
Eignungsprüfung, sowie

5. gegebenenfalls einen Hinweis
auf das nach § 29 Abs. 2 be-
stehende Wahlrecht.

In der Entscheidung ist darauf hin-
zuweisen, dass die Anerkennung
der Berufsqualifikation als Lauf-
bahnbefähigung keinen Anspruch
auf Einstellung begründet.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird das Komma
durch das Wort „oder“ er-
setzt.

bb) Nr. 2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 2
und das Wort „oder“ am Ende
wird durch einen Punkt er-
setzt.

dd) Nr. 4 wird aufgehoben.

c) Dem Abs. 4 wird folgender Satz
angefügt:

„Soweit mit dem Erwerb einer Be-
fähigung für eine Laufbahn mit
partiellem Zugang für eine be-
stimmte Tätigkeit nach § 28 Abs. 4
die Befugnis verbunden ist, eine
Berufsbezeichnung zu führen,
kann die für die berufliche Tätig-
keit im Herkunftsmitgliedstaat be-
stehende Berufsbezeichnung ge-
führt werden.“

Artikel 7

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die
Befugnis der zuständigen Stellen, die
Verordnungen künftig zu ändern oder
aufzuheben, unberührt.

Artikel 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 5. Februar 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

R h e i n
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